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Bonn, den 2. Dezember 1982 

Wir wollen einen 
Erfolg der Genfer 
Verhandlungen 
Wer den Abbau der sowjetischen Mittelstrek- 
kenraketen SS 20 will, wer keine entsprechen- 
de Nachrüstung in Europa haben will, muß die 
Politik des NATO-Doppelbeschlusses unter- 
stützen, erklärte Bundeskanzler Helmut Kohl 
in seiner Regierungserklärung vor dem Deut- 
schen Bundestag. 

Weitere Kernsätze der Regierungserklärung: 
• Die Bundesregierung hält an beiden Teilen des 
Doppelbeschlusses fest, weil sie mit allem Ernst und 
allem Nachdruck einen Erfolg der Genfer Verhandlun- 
gen wünscht. 

• Die Hartnäckigkeit, mit "der sich die Bundesregie- 
rung um konkrete und nachprüfbare Rüstungskon- 
trolle und Abrüstung bemüht, ist für uns nicht nur ei- 
ne Forderung der Vernunft, es ist angesichts der fast 
unvorstellbaren Zerstörungskraft nuklearer Waffen 
eine sittliche Pflicht, nichts unversucht zu lassen, daß 
die Waffenarsenale nicht noch weiter gefüllt werden, 
sondern sich verringern. 

• Weil wir zusammen mit unseren Bündnispartnern 
den Rüstungswettlauf nicht wollen, verfolgen wir eine 
Politik der Verhandlungsbereitschaft und der Festig- 
keit. (Fortsetzung Seite 2) 

WAHLKAMPF '83 

Arbeit schaffen 
Frieden sichern 
Zu den Hauptthemen des 
Wahlkampfes erarbeitet die 
Bundesgeschäftsstelle Argu- 
mentationsbroschüren, die je- 
weils aktuell im UiD vorgestellt 
werden. Die ersten Broschü- 
ren sind: 

Arbeit schaffen 
Argumente für eine zukunfts- 
orientierte Wirtschafts- und Fi- 
nanzpolitik 

Frieden sichern 
Argumente für eine Politik der 
aktiven Friedenssicherung 
Der rosa Teil dieser Ausgabe 
enthält außerdem weitere Ak- 
tionstips für den Winterwahl- 
kampf. 
Am Montag, 6. Dezember 1982, 
findet in Bonn der „Kleine Par- 
teitag" der CDU statt. Der 
nächste UiD (39/82) enthält 
den Wortlaut des politischen 
Grundsatzreferats des Partei- 
vorsitzenden, Bundeskanzler 
Helmut Kohl, und die politi- 
sche und organisatorische 
Vorbereitung des Bundestags- 
wahlkampfes von Generalse- 
kretär Bundesminister Heiner 
Geißler. 

• DOKUMENTATION 
Wir stärken die Familie _ ., 

grüner Teil 
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(Fortsetzung von Seite 1) 

Nach einem Bericht über seine Verhand- 
lungen und Konsultationen mit den westli- 
chen Freunden und Verbündeten in Euro- 
pa und den USA sowie über erste Gesprä- 
che mit Mitgliedern der sowjetischen Füh- 
rung und Vertretern der DDR-Regierung 
faßte der Bundeskanzler die Außen- und 
Sicherheitspolitik seiner Regierung wie 
folgt zusammen: 

Unsere Politik ist eine Politik, die das 
Bündnis stärkt. Das Nordatlantische 
Bündnis und die Freundschaft und Part- 
nerschaft mit den Vereinigten Staaten von 
Amerika sind das Fundament unserer Si- 
cherheitspolitik. 

Nur ein starkes und einiges Bündnis freier 
Völker kann den Frieden in Freiheit si- 
chern. Das Bündnis bleibt Grundlage für 
eine Politik wirklicher Entspannung. 

Die Bundesregierung verfolgt weiterhin 
das Ziel des Gleichgewichts der militäri- 
schen Kräfte auf einer möglichst niedrigen 
Ebene. Die politischen Instrumente blei- 
ben vereinbarte Rüstungskontrolle und 
Abrüstung. 

Der Dialog in den Ost-West-Beziehungen 
bleibt nützlich und notwendig. Er trägt da- 
zu bei, die Teilung Europas und Deutsch- 
lands für die Menschen erträglicher zu 
machen und langfristig zu überwinden, 
was immer Ziel deutscher Politik sein 
muß. 

Wir werden auf der Erhaltung der Schluß- 
akte von Helsinki bestehen. Die Bundesre- 
gierung tritt für eine Stärkung des KSZE- 
Prozesses ein und hält an dem Ziel fest, 
das Madrider KSZE-Folgetreffen erfolg- 
reich abzuschließen. 

Der Westen zeigt durch seine geschlosse- 
ne und ruhige Verhandlungsführung, daß 
es uns ernst ist mit der Forderung nach 
einem substantiellen und ausgewogenen 
Schlußdokument. Es soll greifbare Fort- 
schritte  bei den  Menschenrechten, den 

menschlichen Kontakten und der Informa- 
tion ebenso enthalten wie ein präzises 
Mandat für eine Konferenz über Abrü- 
stung in Europa. Die Länder des War- 
schauer Pakts bleiben aufgerufen, kon- 
struktiv auf die in Madrid eingebrachten 
westlichen Vorschläge zu antworten. 
Wir führen den Dialog auch direkt mit der 
Sowjetunion. Ich begrüße es daher, daß 
der sowjetische Außenminister Gromyko 
beabsichtigt, Mitte Januar zu Gesprächen 
nach Bonn zu kommen. Unsere Politik ist 
eine Politik für Europa. Hierzu wird Bun- 
desminister Genscher für die Bundesre- 
gierung sprechen. Lassen Sie mich nur 
soviel sagen: Die europäische Integration 
ist eine der großen Aufgaben unserer Zeit. 

Ich stimme Präsident Mitterrand voll und 
ganz zu, wenn er bei den letzten 
deutsch-französischen Konsultationen ge- 
sagt hat: 

„Wenn Europa sich nicht eine stärke- 
re politische Basis verschafft, ... so 
wird das Gewicht der Interessen bald 
das Gewebe Europas zerreißen." 
Und ich füge hinzu: Es gibt keine Al- 
ternative zu dieser Politik. Wenn es 
uns nicht gelingt, in diesem Jahrzehnt 
einen entscheidenden Schritt in Euro- 
pa   voranzukommen,   verspielen   wir 
die Chance und den geschichtlichen 
Auftrag unserer Generation. 

Wir sollten  nicht kleinmütig  sein. Wenn 
man sieht, wie in den vergangenen Jahr- 
hunderten bis weit in unser Jahrhundert 
hinein, der Weg der europäischen Völker 
und Nationen auseinander, ja gegeneinan- 
der geführt hat, wenn man dagegen ver- 
gleicht, was in den letzten drei Jahrzehn- 
ten möglich war, so sollte uns dies Ermuti- 
gung sein. 
Wir wollen unter unserer EG-Präsident- 
schaft deutliche Zeichen für eine Fortent- 
wicklung der Gemeinschaft setzen. Es 
geht uns um eine funktionsfähige und eine 
entscheidungsfähige    Gemeinschaft.    Es 

j 
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9eht uns vor allem darum, die Solidarität 
der Mitglieder der Gemeinschaft in den 
Nichtigen Sachfragen zu stärken: im 
Kampf gegen die Arbeitslosigkeit, in den 
Politischen ifhd wirtschaftlichen Fragen 
Unserer gemeinsamen Sicherheit, in Fra- 
9en des Handels, in Fragen des freien 
Verkehrs von Gütern und Menschen in- 
nerhalb der Gemeinschaft. 
Es geht auch darum, das Bewußtsein da- 
für wieder zu schaffen, daß die Gemein- 
schaft kein bloßer Verteilungsmechanis- 
^us für Haushaltsmittel ist, kein techno- 
kratischer Apparat, sondern ein für uns al- 
'e lebenswichtiger enger Zusammen- 
schluß der freiheitlich und demokratisch 
0rganisierten Staaten Westeuropas. 
'^ engen Miteinander sind wir ein gewich- 
*'9er Partner der Vereinigten Staaten von 
Amerika, können wir unsere Verantwor- 
tung in den Ost-West-Beziehungen und 
9egenüber unseren Freunden in der Welt 
Wahrnehmen. 
^s geht nicht darum, eigene Verpflichtun- 
9en auf die Gemeinschaft abzuwälzen. Es 
9eht vielmehr um stärkere Verpflichtung, 
stärkere Verantwortung aller Mitgliedstaa- 
ten für das Funktionieren der Gemein- 
schaft und die Zusammenarbeit in ihr. . . 

Unsere Politik bleibt eine Politik der 
Partnerschaft mit den Ländern der 
Dritten Welt. Die Bundesregierung 
achtet das Recht der Staaten auf Un- 
abhängigkeit und Selbstbestimmung. 
Sie tritt für das Recht dieser Völker 
ein, sich ihre politische, wirtschaft- 
liche und soziale Ordnung frei zu 
wählen. 

Sie tritt ein für weltweite Achtung und 
Würde und der Rechte des Menschen, oh- 
ne die es auf Dauer weder inneren noch 
äußeren Frieden geben kann. Um Unab- 
hängigkeit und Selbständigkeit der Staa- 
ten der Dritten Welt zu stützen, werden 
Wir uns auch bemühen, den hohen Stand 

der Entwicklungshilfe zu halten und nach 
Möglichkeit auszubauen. 

Unsere Politik bleibt eine Politik für den 
freien Welthandel. Wir treten dafür ein, die 
eigenen Probleme durch eigene Anstren- 
gungen und nicht zu Lasten anderer zu lö- 
sen. Die Bundesregierung erwartet, daß 
die GATT-Ministertagung das freie Welt- 
handelssystem stärkt. Vor allem ist unsere 
Politik eine Politik für den Frieden in Frei- 
heit. 

„Die Erhaltung des Friedens ist ober- 
stes Ziel der Politik der Bundesregie- 
rung", so beginnt die Erklärung, mit 
der die Bundesregierung ihre Bera- 
tung über Fragen der Sicherheitspoli- 
tik zusammenfaßt. 

Weil wir den Frieden erhalten wollen, ist 
der Gewaltverzicht das Kernstück unserer 
Sicherheitspolitik. Das Atlantische Bünd- 
nis hat dies in der Bonner Erklärung vom 
10. Juni 1982 so ausgedrückt: 

„Keine unserer Waffen wird jemals 
eingesetzt werden, es sei denn als 
Antwort auf einen Angriff." 

Dieser Politik ist es zu verdanken, daß es 
in Europa seit über 25 Jahren keinen Krieg 
gegeben hat, daß unser Kontinent auch 
heute Krieg nicht zu fürchten braucht. 
Was wir heute zu fürchten haben, ist eine 
Störung des Gleichgewichts. 

Mit Sorge sehen wir, daß die Sowjetunion 
über ein ganzes Jahrzehnt mit einer gro- 
ßen Kraftanstrengung das militärische 
Kräfteverhältnis durch Ausbau und Ver- 
besserung ihrer Waffen zu ihren Gunsten 
zu verändern sucht. Das gilt für nahezu al- 
le Waffengattungen,für die Nuklearwaffen, 
für die konventionelle Bewaffnung, für die 
Rüstung zur See. Uns beunruhigt ganz 
besonders der Ausbau der sowjetischen 
Mittelstreckenraketen. Über 300 Raketen 
mit über 900 Sprengköpfen sind bereits 
aufgestellt. Viele zielen auf unser Land. 
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Weil wir zusammen mit unseren Bünd- 
nispartnern den Rüstungswettlauf nicht 
wollen, verfolgen wir eine Politik der Ver- 
handlungsbereitschaft und der Festigkeit. 
Aber wir sind ebenso davon überzeugt, 
daß nichts unversucht bleiben darf, daß 
wir alle unsere Kräfte dafür einsetzen 
müssen, ein Gleichgewicht auf möglichst 
niedrigem Niveau zu erreichen und zu si- 
chern. 

Wir wollen mehr Sicherheit mit weni- 
ger Waffen und weniger Soldaten. 

Die Hartnäckigkeit, mit der sich die Bun- 
desregierung um konkrete und nachprüf- 
bare Rüstungskontrolle und Abrüstung 
bemüht, ist für uns nicht nur eine Forde- 
rung der Vernunft. Es ist angesichts der 
fast unvorstellbaren Zerstörungskraft nu- 
klearer Waffen eine sittliche Pflicht, nichts 
unversucht zu lassen, daß die Waffenarse- 
nale nicht noch weiter gefüllt werden, son- 
dern sich verringern. 
Die christlichen Kirchen geben hier klare 
und eindeutige Antworten. In der Pastoral- 
konstitution des 2. Vatikanischen Konzils 
„Die Kirche in der Welt von heute" heißt 
es: 

„Da der Friede aus dem gegenseitigen 
Vertrauen der Völker erwachsen sollte, 
statt den Nationen durch den Schrecken 
der Waffen auferlegt zu werden, sollten al- 
le sich bemühen, dem Wettrüsten ein 
Ende zu machen. Man soll wirklich mit der 
Abrüstung beginnen, nicht einseitig, son- 
dern in vertraglich festgelegten gleichen 
Schritten und mit echten und wirksamen 
Sicherungen." 

In der Denkschrift der EKD von 1982, 
„Frieden wahren, fördern und erneuern", 
ist die gleiche Forderung enthalten: „Das 
Ziel muß die Ausbildung einer politischen 
Friedensordnung sein, die den Abbau mili- 
tärischer Gewaltmittel möglich macht." 
Von diesen ernsten und verantwortungs- 
bewußten Mahnungen wird sich die von 

mir geführte Bundesregierung in ihrer Si- 
cherheitspolitik leiten lassen. 
Das aktuellste Problem unserer Sicher- 
heitspolitik sind die nuklearen Mittelstrek- 
kenwaffen. Die Bundesregierung hält — 
wie ihre Vorgängerin — an beiden Teilen 
des Doppelbeschlusses fest, weil sie mit 
allem Ernst und allem Nachdruck einen 
Erfolg der Genfer Verhandlungen 
wünscht. Weil wir den Erfolg der Genfer 
Verhandlungen wollen, zählen wir auf die 
Solidarität aller Bündnispartner, die sich 
wie wir zu beiden Teilen des Doppelbe- 
schlusses verpflichtet haben. 

Wer den Abbau der sowjetischen Mit- 
telstreckenraketen SS 20 wirklich will. 
wer keine entsprechende Nachrü- 
stung in Europa will, muß die Politik 
des Doppelbeschlusses unterstützen. 

Aus meinem Gespräch mit dem amerikani- 
schen Präsidenten weiß ich: für ihn wie für 
uns sind diese Verhandlungen nicht ir- 
gendwelche Verhandlungen. Es sind exi- 
stentielle Verhandlungen. Wir haben es 
auch der neuen sowjetischen Führung 
klar zu verstehen gegeben. Niemand bei 
uns in der Bundesrepublik Deutschland 
möchte, daß neue amerikanische Raketen 
stationiert werden. 
Zusammen mit unseren Bündnispartnern 
können wir es jedoch nicht einfach hin- 
nehmen, daß uns Hunderte moderner so- 
wjetischer Mittelstreckenraketen unmittel- 
bar bedrohen. 

Der Weg, eine westliche Nachrüstung 
zu verhindern, ist ein beiderseitiger 
Verzicht auf Stationierung. 

Die Bundesregierung ist sich der Tragwei- 
te der schon getroffenen und der noch 
vor uns liegenden Entscheidungen be- 
wußt. Ich bin davon überzeugt, daß der 
Weg, den meine Regierung fortsetzt, rich- 
tig ist und unserer Verantwortung ent- 
spricht. Ich bin bereit, mich über die Rich- 
tigkeit dieses Weges mit all denjenigen 



UiD 38 • 2. Dezember 1982 • Seite 5 

Koalition fordert im Bundestag: 

Neue Impulse für das 
Europäische Einigungswerk 
Am 1. Januar 1983 beginnt die Prä- 
sidentschaft der Bundesrepublik 
Deutschland im Ministerrat der Euro- 
päischen Gemeinschaft. Turnusge- 
rnäß wird die deutsche Präsident- 
schaft für ein halbes Jahr die Mini- 
sterratssitzungen vorbereiten, die 
Sitzungen leiten, Sprecher der Euro- 
päischen Gemeinschaft und der Eu- 
ropäischen Politischen Zusammen- 
arbeit sein, mit Drittländern Verhand- 
•ungen führen und dem Europäi- 
schen Parlament Bericht erstatten. 

Die Sprecher der CDU/CSU-Fraktion un- 
terstrichen in der Europa-Debatte des 
Bundestages, daß sich damit für die Bun- 
desregierung eine gute Gelegenheit er- 
gebe, dem Europäischen Einigungswerk 
einen neuen Impuls zu geben. Die insbe- 
sondere unter der Kanzlerschaft Schmidts 
um sich greifende und sogar geförderte 
Europamüdigkeit in der Bundesrepublik 
Deutschland muß überwunden werden. 
Dabei verkennt die CDU/CSU nicht die 
Schwierigkeiten, die auf dem Wege zu ei- 
fern vereinten Europa heute verstärkt zu 

auseinanderzusetzen, offen und fair, die 
unser Ziel teilen: 

die Erhaltung des Friedens in Freiheit. 
Es ist für ein demokratisches Land selbst- 
verständlich, daß in einer so wichtigen 
grundsätzlichen Frage auch unterschiedli- 
ehe Ansichten vertreten werden. Wir müs- 
sen um den richtigen Weg ringen. Je kla- 
rer und offener die Debatte geführt wird 
"— auch hier im Bundestag — um so bes- 
ser für unser Land. 

überwinden sind. Politisch und wirtschaft- 
lich ist aber die Bundesrepublik Deutsch- 
land auch ein Nutznießer der Europäi- 
schen Einigung, und viele der uns bedrük- 
kenden Probleme, wie z. B. Arbeitslosig- 
keit, regionale Unterentwicklung und tech- 
nologischer Rückstand, sind am besten 
gemeinschaftlich zu lösen. 
Der gemeinsam mit der FDP-Fraktion ver- 
abschiedete Entschließungsantrag soll 
der Bundesregierung die Aufgaben vortra- 
gen, die die CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion vorrangig zu regeln wünscht. 
Der Deutsche Bundestag fordert die Bun- 
desregierung auf, die folgenden Initiativen 
zum Bestandteil des Programms der am 
1. Januar 1983 beginnenden deutschen 
Präsidentschaft im Ministerrat der Euro- 
päischen Gemeinschaft zu machen und 
sie während der Dauer ihrer Präsident- 
schaft zu regeln: 
Q Die Politik der europäischen Einigung 
bedarf eines neuen politischen Anstoßes 
in Richtung auf das Ziel der Europäischen 
Union. Die deutsche Präsidentschaft ver- 
stärkt ihre Bemühungen um den Abschluß 
der Arbeiten an der deutsch/italienischen 
Initiative und setzt sich für die Verabschie- 
dung der Europäischen Akte im Europäi- 
schen Rat noch im ersten Halbjahr 1983 
ein. 
Q Beinahe 11 Mio. Arbeitslose in der Eu- 
ropäischen Gemeinschaft sind sozial, wirt- 
schaftlich und politisch unvertretbar. Nur 
eine gemeinschaftlich abgestimmte Wirt- 
schafts-, Währungs- und Finanzpolitik al- 
ler Mitgliedstaaten kann dieses Problem 
dauerhaft lösen. Die deutsche Präsident- 
schaft unternimmt erneute und verstärkte 
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Anstrengungen für eine Konvergenz der 
europäischen Wirtschaftspolitik. 
0 Für die dauerhafte Überwindung der 
Arbeitslosigkeit ist die Wiederherstellung 
der internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
Europas unerläßlich. Die deutsche Präsi- 
dentschaft unternimmt besondere An- 
strengungen zum Abbau der noch beste- 
henden Handelshemmnisse und zur Ver- 
wirklichung des Gemeinsamen Marktes. 
0 Die deutsche Präsidentschaft unter- 
nimmt geeignete Schritte, um einen Inter- 
essenausgleich auf Gemeinschaftsebene 
mit den Vereinigten Staaten von Amerika 
in allen offenen Fragen herbeizuführen. 
Die Erarbeitung dieses Interessenaus- 
gleichs muß auch auf der parlamentari- 
schen Ebene vorangetrieben werden. 
0 Die deutsche EG-Präsidentschaft wird 
gemeinsam mit anderen EG-Mitgliedslän- 
dern auf koordinierte Maßnahmen im Be- 
reich der grenzüberschreitenden Umwelt- 
probleme (z. B. bei Luftreinhaltung, Ge- 
wässerschutz, Lärm- und Abgasverringe- 
rung bei Kraftfahrzeugen, Umweltverträg- 
lichkeitsprüfung, Abfallwirtschaft) unter 
Zugrundelegung der jeweils strengsten 
nationalen Gesetzgebung hinwirken. 
0 Die Sicherheit Europas ist eine Exi- 
stenzfrage. Die deutsche Präsidentschaft 
lädt gemäß dem „Londoner Bericht" vom 
Oktober 1981 die Außenminister der Mit- 
gliedstaaten zu einer ersten Sitzung über 
außenpolitisch relevante Sicherheitsfra- 
gen ein. 
0 Die deutsche Präsidentschaft erklärt, 
daß für sie das bei der Agrarpreisfestset- 
zung 1982 angewandte Abstimmungsver- 
fahren im Rat auch für die Zukunft ver- 
bindlich ist und daß sie es als einen geeig- 
neten Schritt ansieht, das vertragsgemäße 
Prinzip der Mehrheitsentscheidungen als 
normale Regel anzuwenden. 
0 Die deutsche Präsidentschaft fordert 
die Kommission auf, geeignete Vorschlä- 
ge zur Weiterentwicklung der Finanzver- 

fassung der Europäischen Gemeinschaft 
zu machen. Der Beitritt Spaniens und Por- 
tugals, die Diskussion über den britischen 
Beitrag und die Kommissionsvorschläge 
zur Reform der Gemeinschaftspolitiken 
(Mandat vom 30. Mai) sowie die Vorschlä- 
ge des Europäischen Parlaments sind da- 
bei zu berücksichtigen. 
0 Die deutsche Präsidentschaft setzt die 
Beratung des europäischen Wahlrechts 
für die nächsten Wahlen des Europäi- 
schen Parlaments im Rat zügig fort und 
fordert den Rat auf, den Vorschlag des 
Europäischen Parlaments anzunehmen, 
flf) Europa muß wieder mehr als bisher ins 
Bewußtsein unserer Bürger gebracht wer- 
den durch ganz konkrete Schritte. Die 
deutsche Präsidentschaft wird sich ein- 
setzen für mehr Abbau der Grenzkontrol- 
len, für eine Intensivierung der Kulturbe- 
ziehungen und für eine Verbesserung des 
Jugendaustausches. 
(fy Die deutsche Präsidentschaft verstärkt 
die wirtschaftliche und politische Zusam- 
menarbeit mit den ASEAN-Staaten. 

SPD-Wahlkampftricks im 
Bundestags-Rechtsausschuß 
Die SPD versucht, wie der rechtspoliti- 
sche Sprecher der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Fritz Wittmann, erklärte, im 
Rechtsausschuß mit Geschäftsordnungs- 
tricks zu verhindern, daß die geplante Än- 
derung des Mietrechts noch in dieser Le- 
gislaturperiode zusammen mit den ande- 
ren Begleitgesetzen zum Bundeshaushalt 
verabschiedet werden kann. Leidtragen- 
der dieser Verweigerungs- und Obstruk- 
tionspolitik wird — wenn die SPD sich 
nicht noch eines Besseren besinnt — vor 
allem die Bevölkerung in den Großstädten 
sein, die ohne Inkrafttreten des neuen Ge- 
setzes kaum eine Chance auf ein erhöhtes 
Angebot an Mietwohnungen hat. 
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BUSSGELD 

Neuer Gesetzentwurf der Koalition 
soll Arbeit in Flensburg erleichtern 
Die Bundestagsfraktionen der CDU/ 
CSU und FDP haben einen Gesetz- 
entwurf zur Änderung des Straßen- 
Verkehrsgesetzes eingebracht. Da- 
mit soll die seit längerem von allen 
Betroffenen einhellig geforderte 
Form des Verkehrszentralregisters 
in Flensburg verwirklicht werden. 

Schwerpunkt des Entwurfs ist die Ein- 
schränkung von Bußgeldentscheidun- 

gen in das Verkehrszentralregister in § 28 
Nr. 3 i. V. m. § 28 a StVG. Danach soll die 
Eintragungsgrenze auf 80 DM angehoben 
Werden, wobei eine Ungleichbehandlung, 
die wegen der Berücksichtigung der wirt- 
schaftlichen Verhältnisse bei der Bemes- 
sung der Geldbuße eintreten könnte, 
durch Erlaß eines bundeseinheitlichen 
Bußgeldkatalogs durch Rechtsverordnung 
vermieden wird. 
Der Entwurf beschränkt sich im Gegen- 
satz zu dem Gesetzentwurf der Bundesre- 
gierung zur Änderung des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten, des Straßenver- 
kehrsgesetzes und anderer Gesetze be- 
wußt auf diesen Schwerpunkt, um die seit 
Jahren von allen Betroffenen einhellig ge- 
forderte Reform des Verkehrszentralregi- 
sters nunmehr möglichst umgehend zu 
realisieren. Aus diesem Grund ist der Ent- 
wurf auch den Anregungen des Bundesra- 
tes zu dem Gesetzentwurf bei der Fest- 
setzung der Eintragungsgrenze gefolgt. 
Die Notwendigkeit zu einer Einschränkung 
der Eintragung von Bußgeldentscheidun- 
gen und einer damit verbundenen Verrin- 
gerung des Eintragungsbestandes im Ver- 

kehrszentralregister besteht aus folgen- 
den Gründen: 

Die bisher geltende Regelung hat zu ei- 
nem auffälligen Mißverhältnis zwischen 
Aufwand und Erfolg geführt, was insbe- 
sondere in dem starken Anwachsen des 
Registerbestandes zum Ausdruck kommt. 
Während im Jahre 1970 erst 3,3 Millionen 
Personen registriert waren, ist der Eintra- 
gungsbestand bis Ende des Jahres 1981 
bereits auf 4,85 Millionen Personen ange- 
stiegen. Die Zahl der eingetragenen Ent- 
scheidungen von Gerichten, Bußgeldstel- 
len und Verwaltungsbehörden erhöhte 
sich im gleichen Zeitraum von ca. 5 Millio- 
nen auf nahezu 9,5 Millionen. Anzeichen für 
eine Änderung dieser Tendenz sind nicht 
zu erkennen. 

Demgegenüber beträgt z. B. der Anteil 
der auf Grund von Registereintragungen 
erfolgten Führerscheinentzüge an der Ge- 
samtzahl der Entzüge von ca. 150000 
jährlich lediglich etwa 3% (ca. 5000 Fälle 
pro Jahr). 95% aller Führerscheinentzüge 
werden von den Gerichten veranlaßt, in al- 
ler Regel wegen Alkoholdelikte. Dies be- 
deutet, daß jeweils 1000 Autofahrer regi- 
striert werden, von denen sich aber nur ei- 
ner als ungeeignet zum Führen von Kraft- 
fahrzeugen erweist. 

Bei dem starken Anwachsen der Eintra- 
gungen spielen die Verkehrsordnungswid- 
rigkeiten, die 60% des Registerbestandes 
ausmachen, eine entscheidende Rolle. Es 
ist daher sachgerecht, die Erfassung von 
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Verkehrsordnungswidrigkeiten auf die Fäl- 
le zu beschränken, in denen durch die be- 
sondere Höhe der Geldbuße die Bedeu- 
tung des Verstoßes zum Ausdruck 
kommt. Auch die Anhebung der Eintra- 
gungsgrenze in § 28 Nr. 3 StVG auf 80 DM 
einschließlich anstatt auf 120 DM dürfte ei- 
ne spürbare Verringerung des Registerbe- 
standes und eine Beschränkung auf die 
Erfassung der gewichtigsten Verkehrsord- 
nungswidrigkeiten sicherstellen. 

Die Zweckbestimmung des Registers als 
Entscheidungsgrundlage für Justiz- und 
Bußgeldbehörden zur, Bemessung der Hö- 
he der Strafe bzw. Geldbuße bei Wieder- 
holungstätern und für Straßenverkehrsbe- 
hörden zur Vorbereitung von Verwaltungs- 
entscheidungen — insbesondere Begut- 
achtung der Eignung im Fahrerlaubnisent- 
ziehungsverfahren — sowie als Entschei- 
dungsgrundlage zur Vorbereitung von 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
bleibt bei der Neuregelung erhalten, da 
die erheblichen Verkehrszuwiderhandlun- 
gen weiterhin eingetragen werden. 

Um einheitliche Voraussetzungen für die 
Eintragung in das Register zu schaffen, 
wird ein bundeseinheitlicher Bußgeldkata- 
log durch Rechtsverordnung erlassen 
(§26 a StVG). 

Der Bund wird durch die Vorschriften des 
Entwurfs nicht mit Kosten belastet; durch 
die Einschränkung der Eintragungen im 
Verkehrszentralregister ist sogar mit einer 
Kostenersparnis im Bereich des Kraft- 
fahrt-Bundesamtes zu rechnen. 

Auswirkungen auf die Haushalte der Län- 
der und Gemeinden sind nicht zu erwar- 
ten. Für den Bereich der Justiz entstehen 
ebenfalls keine Mehrbelastungen. Die Vor- 
schriften des Entwurfs werden vielmehr 
insgesamt zu Einsparungen führen, da mit 
einem Rückgang der Zahl der gerichtli- 
chen Bußgeldverfahren zu rechnen ist. 

• GRUNDERWERB 

Neues Steuergesetz 
fördert die 
Rechtssicherheit 
In der Schlußberatung des Deut- 
schen Bundestages zum Grunder- 
werbsteuerreformgesetz führte der 
CDU-Abgeordnete Manfred Langner 
u. a. folgendes aus: 

Anstelle eines komplizierten und zer- 
splitterten Rechts, gegen das erhebli- 

che Verfassungsbedenken geltend ge- 
macht wurden, tritt eine einfache, klare 
Regelung mit einer mäßigen Belastung 
des Grunderwerbs von 2%. Der überhöh- 
te Steuersatz von 7% hat die Praxis oft zu 
künstlichen Vertragsgestaltungen ge- 
zwungen. Streitfragen, Einsprüche und Fi- 
nanzgerichtsprozesse waren an der Ta- 
gesordnung. Umgekehrt stellte die völlige 
Befreiung von der Steuer, die zuletzt 80 
bis 85% aller Erwerbsvorgänge erfaßte, ei- 
ne Subventionierung zu Lasten der Allge- 
meinheit dar. 
Jetzt werden 68 Gesetze und Verordnun- 
gen sowie 131 Einzelvorschriften aufgeho- 
ben. Die Hälfte der 1 800 mit der Grunder- 
werbsteuer befaßten Finanzbeamten kann 
sich in Zukunft sinnvolleren Tätigkeiten 
widmen. 
Die Grunderwerbsteuerreform soll am 1. 
Januar 1983 in Kraft treten. Die Gesetzes- 
vorlage enthält jedoch eine Vorschrift, 
nach der auf Antrag das neue Recht (Her- 
absetzung des Steuersatzes von 7% auf 
2%, Aufhebung der Steuerbefreiungen) 
bereits unmittelbar nach Verkündung an- 
gewandt werden kann. Die auf Betreiben 
des Landes Hessen herbeigeführte Verta- 
gung im Bundesrat bedeutet, daß das für 
Wirtschaft und Wohnungsbau so bedeut- 
same neue Gesetz nicht schon Anfang 
Dezember, sondern erst drei Wochen spä- 
ter zur Verfügung steht. 



UiD 38 • 2. Dezember 1982 • Seite 9 

ji INFORMATION 
Bundeskanzler lobt die 
kirchliche Entwicklungshilfe 
Bundeskanzler Kohl und Entwicklungsmi- 
^ister Warnke haben die Arbeit der evan- 
9elischen und der katholischen Kirche in 
^er Entwicklungshilfe als beispielhaft ge- 
würdigt: Die beiden kirchlichen Zentral- 
stellen für Entwicklungshilfe arbeiten nun- 
mehr seit zwanzig Jahren in der Entwick- 
llJrigspolitik mit dem Staat zusammen. 
Kohl bedankte sich in einem Grußwort zu 
e'ner gemeinsamen Veranstaltung der 
Schlichen Zentralstellen in Bonn dafür, 
daß sie wirkungsvoll Armut, Hunger und 
Krankheit in den Entwicklungsländern be- 
impfen. Kohl teilte auch die Sorge der 
Archen vor der wachsenden Rüstung, 
^er Anteil der Entwicklungsländer an den 
Weltweiten Rüstungsvorhaben nehme 
händig zu. 
Die beiden großen Kirchen in der Bundes- 
republik haben in den letzten zwanzig Jah- 
ren mehr als sechs Milliarden Mark zu et- 
Wa gleichen Teilen für Entwicklungspro- 
jekte in Ländern der Dritten Welt ausgege- 
ben. Rund 2,2 Milliarden Mark waren da- 
von staatliche Zuschüsse, der Rest wurde 
a*Js Spenden und Kirchensteuern finan- 
ziert. Die umfangreichen Hilfsmaßnahmen 
aUf katholischer Seite und von „Brot für 
^ie Welt" auf evangelischer Seite sind dar- 
lri enthalten. 

Die SPD ist unfähig zur 
Ünternehmensführung 
'u der Mitteilung von SPD-Bundesschatz- 
^eister Friedrich Halstenberg, 70 der 126 
beschäftigten des sozialdemokratischen 
»vorwärts „-Verlages würden entlassen, 
6rklärte der Vorsitzende des Gesprächs- 
kreises Medienpolitik der CDU/CSU-Bun- 
^estagsfraktion, Dieter Weirich, u.a. 

Die SPD bleibt die unbegabteste Pres- 
seunternehmerin der Bundesrepublik 
Deutschland. Nachdem nahezu alle sozial- 
demokratischen Zeitungen vom Pleitegei- 
er erfaßt wurden, erwischt es jetzt auch 
noch den „Vorwärts". 
Kein deutscher Verleger ist in der Vergan- 
genheit so rücksichtslos „kapitalistisch" 
mit seinen Mitarbeitern umgegangen. Die 
Kette unsozialen Verhaltens spannt sich 
von jenen Redakteuren der einstigen Ber- 
liner Zeitungen „Telegraf" und „Nachtde- 
pesche", die aus dem Ticker einer Presse- 
agentur von ihrer Entlassung erfuhren, bis 
zur jüngsten „Vorwärts"-Affäre. Die SPD 
versagt bei der Bekämpfung der Arbeits- 
losigkeit. In der praktischen Politik ebenso 
wie in ihren eigenen Unternehmungen. 

Breit: DGB korrigiert 
Broschüre 
Der Deutsche Gewerkschaftsbund hat 
seine Sammlung kritischer Bewertungen 
der Politik der neuen Bundesregierung er- 
gänzt und in Teilen korrigiert. Bundesar- 
beitsminister Blüm hatte den DGB-Vorsit- 
zenden Breit darauf aufmerksam gemacht, 
daß die Broschüre „Informationen und Po- 
sitionen", die Anfang November mit einer 
Erstauf läge von 200000 Stück an Funktio- 
näre und interessierte Gewerkschaftsmit- 
glieder verteilt worden war, nicht zutref- 
fende Behauptungen über angeblich von 
der Regierung beschlossene Maßnahmen 
enthalte. 
In der ursprünglichen Fassung des DGB- 
Heftchens wird der Regierung unter ande- 
rem vorgeworfen, sie belaste sozial 
schwache Bevölkerungsgruppen übermä- 
ßig durch „die Verringerung der Renten- 
ansprüche für Arbeitslose". Diese falsche 
Darstellung ebenso wie die Behauptung, 
der Bundeszuschuß zur Rentenversiche- 
rung solle 1983 um drei Milliarden Mark 
gekürzt werden, werden in der neuen 
DGB-Publikation berichtigt. 
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Ein miserabler Abschied 

Noch nie wurden die Leistungen einer Re- 
gierung so schlecht beurteilt, wie die des 
Bundeskanzlers Helmut Schmidt. Am 
Ende seiner Amtszeit — kurz vor der Ab- 
wahl — ermittelte das Bielefelder EMNID- 

Institut, daß 73 Prozent der Befragten die 
Leistungen des Kabinetts Schmidt negate 
und lediglich rund ein Viertel (26 Prozent) 
positiv bewerteten. 
Die Endzeit der Regierungen von WiW 
Brandt und Helmut Schmidt im demoskO' 
pischen Vergleich: 

Brandt 
positiv 
negativ 
ohne Entscheidung 

Okt./Nov. Dez. /Jan. Jan./Feb. März/April 
1973 1973/74 1974 1974 

47 43 36 37 
42 50 55 57 
11 8 8 5 

Juni Juli Aug. Sept. 
1982 1982 1982 1982 

33 31 34 26 
66 68 65 73 

1 1 2 2 

Schmidt 

positiv 
negativ 
ohne Entscheidung 

Ein Kuckuck 
im Führungsnest der FDP 

Kaum seinem früheren Amt in der Füh- 
rungsspitze der FDP entlaufen, wird der 
Genosse „Ex-Generalsekretär" Verheu- 
gen bei der SPD freudig begrüßt. Mit 
Brandt, Vogel, Glotz und Schmidt — so 
Verheugen nach Berichten der „FAZ" — 
habe er schon immer eher übereinge- 
stimmt als mit seiner eigenen früheren 
Partei. 
Wie war das eigentlich möglich, sinniert 
Hans A. Engelhard, Abgeordneter des 
Deutschen Bundestages, daß ein Mann 
jahrelang zum Führungsgremium der FDP 
gehören konnte, der nun plötzlich fest- 
stellt: Dies ist nicht meine politische Hei- 
mat. War das eigentlich je ein Liberaler 
oder einer der glaubt, liberale Positionen 
nur dann vertreten zu können, wenn er 
größere Mehrheiten hinter sich weiß, als 
dies in einer kleinen, aber eigenständigen 
Partei der Fall ist. 
Der politische Liberalismus ist etwas für 
starke Naturen. Wer aber von der Fahne 

geht, wenn der Wind ihm ins Gesicht 
weht, weckt Zweifel an seiner Glaubwüf' 
digkeit. Verheugen ist vergleichbar jenem 
berühmten Vogel, der im falschen Nes' 
aus dem Ei schlüpft, wenn die Zeit reif ist 
Ein Kuckuck im Führungsnest der FDP 
Nur: Hier mußte der entlarvte KuckucK 
das Nest räumen. 

Hilfe für Polen sind Signale 
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• ÖFFENTLICHE ANHÖRUNGEN 

Maßvolle Besoldungserhöhung besser 
als Abbau des Berufsbeamtentums 
*u der öffentlichen Anhörung der 
Spitzenorganisationen der Beamten- 
gewerkschaften und des Deutschen 
Städtetages, des Deutschen Städte- 
Und Gemeindebundes sowie des 
deutschen Landkreistages zu den 
Öesoldungsanpassungsgesetzen 
1982 und 1983 im Innenausschuß des 
Bundestages erklärt der innenpoliti- 
sche Sprecher der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, Karl Miltner: 

Erwartungsgemäß haben die beiden 
Gesetzentwürfe bei den betroffenen 

Spitzenorganisationen nicht nur Freude 
ausgelöst, denn in beiden Fällen werden 
den Angehörigen des öffentlichen Dien- 
stes erhebliche Opfer auferlegt. Anderer- 
seits muß auch zur Kenntnis genommen 
Werden, daß angesichts der schwierigen 
Haushalts- und Finanzlage der öffentliche 
dienst ebenfalls einen gewichtigen Spar- 
beitrag leisten muß. Die neue Bundesre- 
gierung hat einen richtigen und mutigen 
Schritt unternommen. Sie hat durch die 
bereits jetzt erfolgende gesetzliche Fest- 
igung der Besoldungserhöhung 1983 
(2% ab 1. Juli 1983) die Einkommenszu- 
wächse im öffentlichen Dienst auf einem 
Maßvollen Niveau gehalten, andererseits 
aber auf Eingriffe in die Struktur des öf- 
fentlichen Dienstrechts verzichtet. Da- 
durch ist — im Gegensatz zu früheren 
Sparmaßnahmen — bleibender Schaden 
vermieden worden. Zu den einzelnen Kri- 
tikpunkten ist folgendes zu bemerken: 

O Die gesetzliche Festlegung der Be- 
soldungserhöhung für 1983 ist nicht — 
We es der DGB meint — ein Eingriff in die 

Tarifhoheit. Dies ist allerdings ein Signal, 
mit dem die Bundesregierung einen Bei- 
trag zur Lösung der wirtschaftlichen Lage 
erbringen will, die sie nicht verschuldet 
hat. Dieser mutige Ansatzpunkt sollte 
nicht deshalb verketzert werden, weil die- 
ser Weg bisher noch nicht begangen wor- 
den ist. Er ist auf jeden Fall besser, als 
wenn wieder durch ein neues Haushalts- 
strukturgesetz weitere Positionen des Be- 
rufsbeamtentums abgebaut worden wä- 
ren. 
Q Eine Arbeitsmarktabgabe für den öf- 
fentlichen Dienst, wie sie gleichfalls in der 
Anhörung vom DGB gefordert worden ist, 
würde die Probleme nicht lösen. Dies wä- 
re außerdem eine Sondersteuer, die mit 
der Verfassung nicht zu vereinbaren ist. 

0 Es ist zutreffend, daß die Beamten im 
Jahr 1982 später als die Angestellten und 
Arbeiter im öffentlichen Dienst die Besol- 
dungserhöhung von 3,6% erhalten. Diese 
Regelung ist in der Tat nicht unproblema- 
tisch. Der DGB hat zu Recht darauf hinge- 
wiesen, daß es einem Beamten des einfa- 
chen und des mittleren Dienstes mit ei- 
nem bescheidenen Einkommen nur 
schwer verständlich gemacht werden 
kann, daß er die Besoldungserhöhung 
später als ein Angestellter der höchsten 
Vergütungsgruppe erhält. In der Koali- 
tionsvereinbarung zwischen CDU/CSU 
und FDP konnte aber wenigstens erreicht 
werden, daß die Verschiebung von 3 auf 2 
Monate verkürzt wurde. Eine weitere Re- 
duzierung war nicht mehr möglich, weil 
bei Bund, Ländern und Gemeinden die 
entsprechenden Ansätze bereits im Haus- 
halt '82 enthalten waren. Im Hinblick auf 
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den beträchtlichen finanziellen Rahmen 
(1 Monat Verschiebung = über 300 Mio. 
DM) konnte zu dem jetzigen Zeitpunkt ei- 
ne völlige Aufhebung nicht mehr erfolgen. 
Der Fehler ist von der alten Bundesregie- 
rung verursacht worden, die Anfang die- 
ses Jahres andere und gerechtere Kür- 
zungsmaßnahmen hätte beschließen kön- 
nen. 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird 
die von der neuen Bundesregierung vor- 
gelegten Gesetzentwürfe mittragen. Die 
Spitzenorganisationen und alle Angehöri- 
gen des öffentlichen Dienstes werden um 
Verständnis für diese Maßnahmen gebe- 
ten. Sie sind in der gegenwärtigen schwie- 
rigen Situation mit dem geringsten Eingriff 
in das System des öffentlichen Dienstes 
verbunden. Sie sind auch sozial ausgewo- 
gen und gerecht. Eine bessere Alternative 
gibt es nicht. Sie ist auch in der heutigen 
Anhörung nicht erkennbar geworden. 

BAFÖG: Kürzung ja- 
aber kein Kahlschlag 
Zu der Anhörung von Interessenverbän- 
den im Bundestagsausschuß für Bildung 
und Wissenschaft zu den von der Bundes- 
regierung beschlossenen Kürzungen beim 
Schüler-BAFÖG und Studenten-BAFÖG 
erklärt der bildungs- und wissenschafts- 
politische Sprecher der CDU/CSU, MdB 
Klaus Daweke: 
Auch in diesem Anhörungsverfahren hat 
es erwartungsgemäß wieder Kritik der In- 
teressenverbände an den Kürzungen beim 
Schüler- und Studenten-BAFÖG gegeben. 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat mit 
diesen Einwänden gerechnet, nimmt sie 
durchaus ernst, hat aber in den Äußerun- 
gen der Verbandsvertreter konkrete Vor- 
schläge total vermißt, wie angesichts ge- 
stiegener Schüler- und Studentenzahlen 
und angesichts der durch die frühere 
SPD-Bundesregierung zerrütteten Staats- 
finanzen die in den letzten Jahren bereits 
unhaltbar gewordene Finanzierung der 
Ausbildungsförderung weitergeführt wer- 
den könnte. Leider haben dazu die Inter- 

essenverbandsvertreter keine Aussage^ 
gemacht und sind damit an dem entschei- 
denden Problem vorbeigegangen. 
Denn die Ausgangssituation und die Eröff' 
nungsbilanz der neuen CDU/CSU-gefühf- 
ten Bundesregierung sieht — auch mi* 
Konsequenzen für die Ausbildungsförde' 
rung — als drückende Erblast der SPD 
folgendermaßen aus: 
— 300 Milliarden DM Schulden des Bun- 

des, 
— 2 Millionen Arbeitslose, 
— Konkursrekord 1982 durch über 16OO0 

Firmenzusammenbrüche und damit 
Verlust von mehr als 500000 Arbeits- 
plätzen in den letzten Jahren, 

— durch Arbeitslosigkeit 5 Milliarden DM 
weniger in den Rentenkassen. 

Statt diese Tatsachen in die Stellungnah- 
men einzubeziehen, haben die Interessen- 
verbandsvertreter in der Anhörung 
schwarzgemalt, indem sie den Bildungs- 
willen von Schülern und Eltern der ein- 
kommensschwächeren Gruppen in Zwei- 
fel gezogen haben. Für diese Aussagen 
hatten die Angehörten aber nicht einma' 
Zahlen und Beweise, sondern „stützten" 
sich lediglich auf Vermutungen und vage 
Erwartungen. Politische Sachentscheidun- 
gen können von den Verantwortlichen auf 
diese Meinungsbekundungen aber kaum 
aufgebaut werden. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion muß 
auch nach dieser Anhörung zum BAFÖG 
davon ausgehen, daß angesichts der un- 
umgänglichen Kürzungen bei den ver- 
schuldeten Staatsfinanzen auch Ein- 
schränkungen beim BAFÖG leider not- 
wendig sind. Dabei geht es darum, daß 
diese Kürzungen nicht zu unerträglichen 
sozialen Benachteiligungen führen, was 
durch die vorgesehene Härtefallregelung 
beim Schüler-BAFÖG ja auch gewährlei- 
stet wird. Es bleibt bedenkenswert, diese 
Härtefallregelung auszubauen, damit jeder 
begabte und leistungswillige Schüler auch 
bei sozialer Benachteiligung weitergeför- 
dert werden kann. 
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SPD 

Beschäftigungshaushalt ist nur eine 
Weitere sozialistische Seifenblase 
°ie Finanz- und Wirtschaftspolitiker 
der SPD haben aus den Erfahrungen 
der vergangenen Jahre nichts ge- 
'ernt. Seit 1974 hat eine Vielzahl 
staatlicher Ausgabenprogramme mit 
6jnem Aufwand von fast 50 Mrd. DM 
njcht verhindert, daß die Arbeitslo- 
sigkeit ständig zugenommen hat und 
"i diesem Winter die 2,5-Millionen- 
Grenze erreichen dürfte. 

Aber trotzdem soll wieder einmal der 
untaugliche Versuch unternommen 

Werden, Konjunktur und Arbeitsmarkt mit 
e'nem staatlichen Milliardenprogramm zu 
kleben, erklärte der haushaltspolitische 
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion Manfred Carstens (Emstek) zum sog. 
••Beschäftigungshaushalt 83—85". 

Staatliche Strohfeuerprogramme waren 
und sind das falsche Rezept. Für das ei- 
gentliche Arbeitsmarktproblem, die dauer- 
hafte Schaffung rentabler Arbeitsplätze, 
'eisten sie wenig oder nichts. Und wenn 
sie dazu durch Steuererhöhungen oder 
den Zinsrückgang behindernde zusätzli- 
che Verschuldung finanziert werden, 
schaden sie mehr als sie nutzen. 

Schon die Bezeichnung „Beschäftigungs- 
haushalt" ist irreführend. Sie erweckt den 
Eindruck, als ob unsere Wirtschafts- und 
Beschäftigungsprobleme mit Maßnahmen 
rascher staatlicher „Machbarkeit" gelöst 
Werden könnten. Das Kernstück des Pro- 
gramms, das bei der Kreditanstalt für Wie- 
deraufbau angesiedelte Kreditprogramm, 

ist darüber hinaus ein riesiger Schatten- 
Schuldenhaushalt von 40 Mrd. DM, der an 
der Verantwortlichkeit des Finanzmini- 
sters vorbei aufgebaut werden soll. Die 
Aufbringung -dieser Mittel durch den 
Bankenapparat ist bisher nicht mehr als 
ein Wunsch. Das Programm erweist sich 
damit als eine gigantische sozialistische 
Seifenblase. 

Notwendig ist eine Verbesserung der 
Rahmenbedingungen für private Investi- 
tionen, wie sie von der neuen Bundesre- 
gierung mit dem Paket zur Stärkung der 
privaten Investitions- und Innovationsfä- 
higkeit verfolgt wird. Investitions- und 
wachstumsfördernde Ausgestaltung un- 
seres Steuersystems, Eingrenzung der öf- 
fentlichen Neuverschuldung als Voraus- 
setzung für weitere nachhaltige Zinssen- 
kungen und eine verantwortungsvolle 
Lohnpolitik der Tarifpartner bewirken 
mehr für Wirtschaftswachstum und Be- 
schäftigung als alle noch so gut gemein- 
ten staatlichen Strohfeuer. 

Zum steuerlichen Teil des von der SPD- 
Fraktion vorgelegten sog. Beschäfti- 
gungshaushalts 1983 bis 1985 erklärt der 
finanzpolitische Sprecher der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Reinhoid Kreile: Viel 
dazu gelernt hat die SPD auch in den ver- 
gangenen Wochen nicht. Der Ladenhüter 
„Ergänzungsabgabe" taucht ebenso wie- 
der auf wie die Erhöhung der pauschalier- 
ten Lohnsteuer. Die erneute Forderung 
nach dem ersatzlosen Wegfall der Kinder- 
betreuungskosten    und    nach   der   Be- 
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schränkung des Ehegattensplittings zeigt, 
daß die SPD das Urteil des Bundesverfas- 
sungsgerichts vom 3. November 1982 zur 
Familienbesteuerung noch gar nicht zur 
Kenntnis genommen hat. Auch die Dro- 
hung mit dem „schrittweisen Zurückdrän- 
gen unhaltbarer Praktiken der Steuerhin- 
terziehung — insbesondere bei hohen 
Zinseinkommen" ist nicht neu, sie soll auf 
die Einführung eines fragwürdigen Quel- 
lensteuerabzugs bei Sparguthaben hin- 
auslaufen. 

Neu ist die Forderung nach Ausweitung 
der Investitionszulage. Doch auch hier hat 
die SPD aus den Erfahrungen insbeson- 
dere mit der Anfang 1982 eingeführten In- 
vestitionszulage „zur Förderung der Be- 
schäftigung — der nunmehr ein Pro- 
gramm ,zur Wiederbelebung der Wirt- 
schaft und Beschäftigung' folgen muß" — 
nichts gelernt. Außer Mitnahmeeffekten 
und mehr bürokratischer Beschäftigung 
bei Behörden und Betrieben hat diese Zu- 
lage kaum etwas bewirkt. 

Auf das für 1985 — bis dahin will die SPD 
offenbar freiwillig in der Opposition blei- 
ben — angekündigte Programm zur 
steuerlichen Entlastung nicht ausgeschüt- 
teter Unternehmensgewinne darf man ge- 
spannt sein. Aus den Bedingungen dieser 
scheinbaren Steuervergünstigung (Vorla- 
ge eines „betriebsindividuellen Beschäfti- 
gungsprogramms", stärkere Ausrichtung 
der Förderung privater Investitionen an 
„gesellschaftlich notwendigen Bedürfnis- 
sen" usw.), läßt sich unschwer ablesen, 
daß weniger an eine steuerliche Entla- 
stung der Betriebe als vielmehr an Investi- 
tionslenkung gedacht ist, wobei die 
steuerliche Entlastung nur als Köder die- 
nen soll. 
Auch im steuerlichen Bereich ist der „Be- 
schäftigungshaushalt" keine Alternative 
zur Politik der Bundesregierung. 

• CDU-FRAUEN 

Mehr Chancen bei der 
Kandidaten-Aufstellung 
Nach einer Tagung des Bundesvor- 
standes der CDU-Frauenvereinigung 
in Bonn erklärte die Vorsitzende 
Helga Wex zum Thema Ehegatten-/ 
Familiensplitting/Familienlastenaus- 
gleich: 

Die CDU-Frauenvereinigung sieht die 
wirtschaftliche Absicherung der Fami- 

lie in Zeiten der Krise als wichtige gesell- 
schaftspolitische Aufgabe an. Sie begrüßt, 
daß die Bundesregierung unter Bundes- 
kanzler Helmut Kohl den Familienlasten- 
ausgleich durch ein Familiensplitting neu 
ordnen wird. 
Die CDU-Frauenvereinigung wird auf die 
baldige Erstellung von Rechnungsmodel- 
len durch Experten drängen und hofft, daß 
mit einer sozial gerechten Neukonzeption 
des Familienausgleichs einschließlich der, 
Neuregelung zum Ehegatten-/Familien- 
splitting die Familien mit Kindern eine fühl- 
bare Entlastung erfahren. 
Die Frauenvereinigung der CDU sieht dar- 
über hinaus mit Sorge, daß es immer 
schwieriger wird für Frauen, als Kandida- 
tinnen auf aussichtsreichen Plätzen für den 
neuen Bundestag aufgestellt zu werden- 
Um die Chancen für Frauen, politische 
Mandate zu erringen, zu vergrößern, for- 
dert die Frauenvereinigung der CDU bei 
allen Wahlen die Einwirkungsmöglichkeit 
für den Wähler und die Wählerin bei der 
Reihenfolge der Listenbewerber. Die Wäh- 
ler sollen bei der Listenwahl die Zweitstim- 
me entweder insgesamt einer Parteiliste 
oder einem bestimmten Kandidaten (einer 
bestimmten Kandidatin) auf einer Parteili- 
ste geben können. 



Zur Sache: 
Dreihundert Milliarden Mark Schulden in Bonn, 

weil die SPD nicht mit Geld umgehen kann 
Die Sozialdemokraten haben am Ende ihrer Regierungszeit einen Schuldenberg von 300 
Milliarden Mark hinterlassen. Als Folge dieser Schuldenpolitik muß die Regierung 
Helmut Kohl jeden Tag 70 Millionen DM allein an Zinsen bezahlen. Der SPD-Haushalts- 
entwurf für 1983 sah eine Neuverschuldung von 28,4 Milliarden Mark vor. In Wahrheit 
aber hinterließ die SPD-Regierung einen Fehlbetrag von rund 55 Milliarden. Denn 
• erstens hat sie viel zu hohe Steuereinnahmen angesetzt; tatsächlich sind es 10,5 Milliar- 
den Mark weniger; 
• zweitens hat sie die Arbeitslosenzahl beschönigt; tatsächlich sind es 500.000 Arbeitslose 
mehr; das bedeutet zusätzliche Ausgaben von 8 Milliarden Mark; 
• drittens konnte sie wegen ihrer inneren Zerstrittenheit und Handlungsunfähigkeit ge- 
plante Kürzungen in Höhe von 8 Milliarden Mark nicht durchsetzen. 

Die SPD hat mit Geld gerechnet, das gar nicht vorhanden war. Das beweist, Sozialdemo- 
kraten können nicht mit Geld umgehen. 

* Norbert Gansei SPD-MdB 
„1976 erfuhren wir vierzehn Tage nach der Wahl 
die wirkliche Lage bei den Renten. 1980 erfuhren 
wir vierzehn Tage nach der Wahl die wirkliche 
Lage der Staatsfinanzen. Ich schlage vor, 1984 
die Wahlen um vierzehn Tage zu verschieben." 
(Zitiert nach DIE WELT, 7. November 1980) 

1976:    Rentenbetrug der SPD * 
1980:    Schuldenlüge der SPD * 

1982:    Haushaltslüge.der SPD 

Die neue Bundesregierung hat in kürzester Zeit das gigantische Defizit um rund 25 Pro- 
zent gesenkt, nämlich um 13,5 Milliarden auf 41,5 Milliarden Mark. 

In nur zweieinhalb Wochen hat die Regierung Helmut Kohl einen neuen, ehrlichen Haus- 
haltsentwurf für 1983 vorgelegt und damit die Weichen richtig gestellt. Dieser solide und 
sparsame Haushalt hat Zinssenkungen ermöglicht und damit neue Wachstumskrafte frei- 
gesetzt. Denn ein Prozent weniger Zinsen heißt sieben Milliarden Mark Entlastung fur die 
Bürger und für die Unternehmen: 
• Diese Zinssenkungen erleichtern Investitionen für neue Arbeitsplätze. 
• Der Wunsch nach einem Eigenheim kann leichter verwirklicht werden. 

Die SPD hat uns einen riesigen Schuldenberg hinterlassen, weil sie von Wirtschaft nichts 
versteht. Die Regierung Helmut Kohl hat die ersten Schritte zur Gesundung der Staatsfi- 
nanzen getan. Nur wenn die Staatskasse stimmt, ist das soziale Netz sicher, geht die Ar- 
beitslosigkeit zurück. 

CDU 
sicher 
sozial 
und frei 
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TERMINE 
13. 12. 

13. 12. 

13. 12. 

14./15. 12. 

14. 12. 

14. 12. 

14. 12. 

15. 12. 

16. 12. 

16. 12. 

17./18. 12. 

17. 12. 

17. 12. 

B V Nordwürttemberg 
Bezirksvorstandssitzung, 
Stuttgart 
CDU Bund 
BFA Wirtschaftspolitik, 
Bonn, KAH 
EAKBund 
Vorstandssitzung, Bonn, KAH 
Landesregierung 
Baden-Württemberg, 
Wirtschaftskongreß, Stuttgart 
LVRheinland-Pfalz 
Landesvorstandssitzung, Mainz 
LVSaar 
LFA „Kultus, Bildung und Sport" 
Saarbrücken 
CDA Schleswig-Holstein 
Landesvorstandssitzung, Kiel 
L V Schleswig-Holstein 
Landesarbeitskreis „Presse 
Kiel 
L V Schleswig-Holstein 
Landessatzungsausschuß, Kiel 
LV Hamburg 
Wahlkampfabschluß- 
veranstaltung, Hamburg, CCH 
Junge Union Bund 
Bundesvorstandssitzung, Bonn 
CDA Berlin 
Landesvorstand, Berlin 
L V Hessen 
KGF-Konferenz, Grünberg 

17. 12. CDU Bund 
Dritte-Welt-Aktion, Gespräche, 
Heiner Geißler mit Beauftragten, 
Bonn, KAH 

17. 12. L V Hessen 
Landesvorstand, Grünberg 

17/18. 12. KPV Saar/Rheinland-Pfalz, 
Landesvorstandssitzung, 
Nohfelden-Bosen 

17 12. LV Berlin 
Landesvorstand mit MdB, Berlin 

17 12. LV Berlin 
Landesausschuß, Berlin 

18. 12. CDU Hessen 
VIII. Landesfinanzkonferenz, 
Grünberg, Gallushaus 

18. 12. Junge Union Saar 
Abschlußveranstaltung 
„Dritte Weif, Hasborn 

20. 12. CDU Präsidium 
Sitzung, Bonn, KAH 

8. 1. CDU Bund 
Regionalkonferenz Südwest: 
L V Baden-Württemberg, 
Rheinland-Pfalz, Saar; 
Ludwigshafen 

10. 1. LV Berlin 
Landesvorstand, Berlin 

10. 1. CDU Präsidium 
Sitzung, Bonn, KAH 

15. 1. CDU Bund 
3. Rechtspolitischer Kongreß, 
Karlsruhe 

15. 1. LV Schleswig-Holstein 
Landesparteitag, Eckernförde 
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